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PRÜFUNG 

Digitale Transformation: Prüfung der Prozesseffizienz  
bei der Überwachung der Versorgungslage 
Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE 
Das Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) ist das Kompetenzzentrum des Bundes für die 
Versorgung der Wirtschaft mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen. Mehrere Studien und Berichte 
bemängelten in den letzten sieben Jahren die Aufbau- und Ablauforganisation des BWL und vor allem auch 
den Stand der Digitalisierung in der wirtschaftlichen Landesversorgung (im Bericht künftig als «Landesversor-
gung» bezeichnet). Deshalb beschloss der Bundesrat 2022 eine umfassende Reform, damit die Landesversor-
gung auch in Zeiten von Instabilität und Unsicherheit funktionsfähig bleibt. Den Kern der Reform bilden die 
grundlegende Professionalisierung der Organisation, die Harmonisierung und Digitalisierung der Prozesse so-
wie die Revision der gesetzlichen Grundlagen. Das BWL lancierte 2024 mit einem Budget von 18,7 Millionen 
Franken das Digitalisierungsprogramm «Harmonization of digitalization National Economic Supply» (Hardi NES). 
Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) prüfte das Programm darauf, ob mit ihm die Überwachung der Ver-
sorgungslage hinreichend digitalisiert wird.  

Die Prüfung zeigte, dass die Projekte des Programms bisher gute Resultate bringen und erste Fortschritte in 
der Digitalisierung erzielen konnten. Das Programm leistet einen Beitrag zur Verbesserung der Überwachung 
der Versorgungslage. Allerdings sind die Projekte des Programms auf die bestehenden sechs Fachbereiche 
ausgerichtet und schöpften das Potenzial durch vereinheitlichte und digitalisierte Prozesse noch nicht aus. 
Ausserdem muss das BWL sicherstellen, dass die im Landesversorgungsgesetz festgelegte Liste der lebens-
wichtigen Güter und Dienstleistungen fortlaufend aktuell gehalten wird. Weiter sollte das BWL seine gesetzli-
chen Kompetenzen konsequenter nutzen und klar festlegen, wie es seine Rolle innerhalb der Bundesverwal-
tung ausübt.  

Der Delegierte muss seine gesetzlichen Kompetenzen stärker nutzen  

Obwohl das BWL und der Delegierte für die wirtschaftliche Landesversorgung (DWL) gemäss Gesetz und Ver-
ordnung über weitreichende rechtliche Kompetenzen verfügen, werden diese bisher kaum aktiv angewendet. 
Interventionspunkte, in welchen Fällen und mit welchen Mitteln die Kompetenzen nach Art. 40 Landesversor-
gungsgesetz (LVG) oder Art. 8 der Verordnung über die wirtschaftliche Landesversorgung (VWLV) eingesetzt 
werden sollen, sind nicht definiert. Ein Ausbau der Kompetenzen wird ohne klaren Plan zur Nutzung und 
Durchsetzung keine Verbesserung bringen.  

Wie schon in früheren externen Berichten kritisiert wurde, sind die Zuständigkeiten zwischen WL und den 
weiteren Akteuren der Bundesverwaltung klärungsbedürftig.  Dieses Vakuum besteht noch immer und verhin-
dert verlässliche Informationsflüsse und ein vollständiges Bild über die Versorgungslage. Ohne weitergehende 
Klärung wird der DWL kaum in der Lage sein, seinen Auftrag der «ständigen Beobachtung der Versorgungs-
lage» umfassend im Sinne des 2025 angepassten Landesversorgungsgesetzes wahrzunehmen.  

Der Digitalisierung der wirtschaftlichen Landesversorgung fehlt die strategische Grundlage  

Das BWL verfügt seit 2018 über keine aktuelle Strategie für die Landesversorgung. Die verschiedenen Initiati-
ven zur Erarbeitung einer neuen Strategie konnten seither trotz vielen Reformbemühungen allesamt nicht 
abgeschlossen werden. Die aktuelle Leitung des Amtes hat mit der Revision des LVG, mit der neuen Geschäfts-
ordnung, dem Digitalisierungsprogramm und dem Strategieprozess die Grundlagen geschaffen, damit der neu-
gewählte Delegierte ab 2026 eine neue Strategie erarbeiten kann.  
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Ohne Geschäftsstrategie fehlen dem Programm Hardi NES die konkreten Ziele für die Digitalisierung. Als Kom-
pensation hat es im Frühjahr 2025 ein Zielbild Digitalisierung erarbeitet. Dieses wurde aber ohne Landesver-
sorgungsstrategie lediglich auf die generellen Digitalisierungsziele der Bundesverwaltung ausgerichtet. Die be-
kannten Defizite der Landesversorgung werden so nicht systematisch und nachhaltig durch Programm und 
Projekte angegangen.  

Das Programm startete, nachdem bereits zwei Projekte in Umsetzung waren: Erdgas-Monitoring und das erste 
Modul des Projekts Heilmittelplattform (Humanarzneimittel). Beide waren weit fortgeschritten, bevor über-
greifende Vorgaben für Prozesse und Unternehmensarchitektur erarbeitet werden konnten. Bislang liegt zur 
künftigen Unternehmensarchitektur nur eine Bestandesaufnahme der Ist-Prozesse vor. Wichtige Elemente wie 
die künftigen Soll-Prozesse, ein übergreifendes Datenmodell und eine Technologiearchitektur fehlen. Positiv 
hervorzuheben ist, dass das BWL die diesbezüglichen Arbeiten seit Juni 2025 wieder aufgenommen hat. Die 
realisierten Anwendungen finden jedoch breite Akzeptanz, da sie Endnutzerinnen und Endnutzer früh einbe-
ziehen und spürbare Verbesserungen erzielen. Trotz der guten Akzeptanz der beiden erarbeiteten Anwendun-
gen kann von einer umfassenden digitalen Transformation noch nicht gesprochen werden: Fachbereichssilos 
und Bottom-up-Ansätze dominieren, während übergeordnete Ziele wie «Once-only» und messbare Effizienz-
gewinne fehlen. Solange die Digitalisierung nicht strategisch eingebettet ist, bleibt sie Stückwerk ohne nach-
haltige Wirkung. 

 


